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Haben die Selbständigen ihren Platz in unserer Partei ge -
funden? Hat ihnen die SPD diesen Platz eingeräumt?

Fragen, auf die es keine eindeutigen Antworten gibt. Und 
in der Vergangenheit auch nie gab. Die Gründerväter der
SPD waren Selbständige! Dazu gehörten der Tischler meis -
ter und Fabrikant August Bebel sowie der Anwalt und Jour -
nalist Ferdinand Lassalle. In der Folgezeit war es für Selb -
stän dige schwierig, in der Arbeiterpartei SPD eine po li ti -
sche Heimat zu finden. Zwar gab es bereits 1928 eine „Ver -
ei nigung sozialistischer Unternehmer“, aber politische Teil -
habe gelang erst richtig nach dem 2. Weltkrieg, ermöglicht
durch einen Wandel in der SPD.

1953 wurde in Essen die „Bundesarbeitsgemeinschaft Selb -
ständig Schaffender in der SPD (AgsS)“ gegründet. Sie war
nach dem Krieg die erste Arbeitsgemeinschaft der SPD!
1963 wurde sie in „Arbeitsgemeinschaft Selbständige in
der SPD (AGS)“ umbenannt. 

Programmatisch blieb die SPD noch längere Zeit eine Ar -
beiterpartei. Das änderte sich erst mit dem Godesberger
Programm von 1959. Die SPD bekannte sich mit der Verab -
schie dung dieses neuen Grundsatzprogramms zur Markt -
wirtschaft: „Freier Wettbewerb und freie Unternehmer ini -
tia tive sind wichtige Elemente sozialdemokratischer Wirt -
schaftspolitik“. Aus einer (sozialistischen) Arbeiterpartei

wurde eine (sozialdemokratische) Volkspartei. Damit war
der Weg frei für insbesondere kleine Unternehmerinnen
und Unternehmer, in dieser Partei mitzuwirken und Ein -
fluss zu nehmen.

Heute werden selbständige Sozialdemokraten nur noch
ver einzelt als „eigentlich dem Klassenfeind zugehörig“
em pfunden. Die dieses Irrbild pflegenden Genossinnen
und Genossen „übersehen“ geflissentlich die Bereitschaft
der AGS-Mitglieder zu sozialer Verantwortung und ihre
tiefe Verwurzelung in der SPD. 

Auch wenn die Mit wir kungs möglichkeiten der AGS auf
Bundesebene kürzlich (wie auch für andere kleine AGen)
beschnitten wurden: Ihr Wert als Vertreter kleiner und
kleinster Unternehmen ist mittlerweile kaum noch um -
stritten. So Sigmar Gabriel in der Februar-Ausgabe des
„Vorwärts“: „Ich plädiere sehr dafür, dass sich die Sozial -
demokratie darauf besinnt, für wen sie da ist. Wir müssen
natürlich eine Volkspartei bleiben. Aber für uns muss auch
klar sein: Wir sind vor allem für Arbeitnehmer da, auch für
Selbständige und Handwerksmeister.“Das sollte sich in der
ge sam ten Parteiführung herumsprechen.

Die geleistete Zielgruppenarbeit, vom Unterbezirk bis zur
Bundesebene, ist bemerkenswert. Die Arbeit in Partei- und
kommunalpolitischen Gremien ist vorbildlich. Gerade wir
in NRW haben u.a. durch unsere Verbandsarbeit und unse-
re Mitwirkung bei Gesetzesvorhaben die Interessen unse-
rer Mitglieder gut vertreten. Dabei sind wir keine reinen
Lobbyisten, wie viele Mitglieder anderer Wirtschafts orga -
ni sa tionen, z.B. aus CDU und FDP. Wir sind immer und zu -
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erst Sozialdemokratinnen und So zial -
demokraten! 
Aber solche, die ge wohnt sind, selb -
stän dig zu denken und zu han deln. Die
maßgeblich zur Wirt schafts kom pe -
tenz unserer Par tei beitragen, und die
dafür sorgen, dass die SPD als Volks par -
tei glaubwürdig ist. Die da bei helfen,
neue Poten tia le für unsere Par tei zu er -
schließen. Die da bei aber immer auch
die besonderen Be lan ge der Selb stän -

di gen vertreten, z.B. die Frage nach so -
zia ler Ab si che rung.
Wir haben un se ren Platz in der SPD
schon lange ge funden. Aber er ist uns
nicht eingeräumt worden, wir ha ben
ihn uns er ar beitet.

In diesem Sinne:

André Brümmer
Vorsitzender der AGSNRW

Fortsetzung von seite 1

In der letzten Ausgabe der AGS:Nach -
richten veröffentlichten wir den Ar ti -
kel „Die Stadt als Dienstleister“ (für
Handel, Handwerk, Gewerbe und Frei -
berufler). Am Beispiel der Stadt Köln
beschrieben wir, wie ein/e Mittel -
stands beauftragte/r als sog. „einheit-
liche/r Ansprechpartner/in“ einer Ver -
wal tung bei der Umsetzung des Ziels
„Dienstleister“ helfen kann. 
Ein Leser aus einer westfälischen Klein -
stadt griff unsere Anregung auf und
richtete eine Anfrage an den Bür ger -
meister seiner Stadt. Dieser ant wor te -
te (auszugsweise):

„Einen solchen Dienstleister nach dem
Vorbild der Stadt Köln haben wir nicht.
Können wir auch nicht leisten vor dem
Hintergrund unserer eingeschränkten
Personalkapazitäten. [...] Hier ist es so,
dass mehrere Stellen sich kümmern
müs sen. Wir sind be müht, die Zusam -
men arbeit zwischen Marketing GmbH
und städtischer Wirtschaftsförderung
stän dig zu verbessern. [...] Der einheitli-
che Ansprechpartner, der aus meiner

Sicht durchaus Sinn macht, wäre eine
Auf gabe, die vom Kreis für die kleineren
kreisangehörigen Kommunen wahr -
genommen werden könnte.“

Das ist eine Antwort, die trotz perso-
neller und finanzieller Not der Kom -
mu nen nur bedingt nachvollziehbar
ist. Es ist ja häufig gar nicht notwen-
dig, einen „haupt amtlichen“ Mittel -
stands beauf trag ten einzuführen. Es
soll te aber überall möglich sein, eine
Person als „Einheitlichen Ansprech -
part  ner“ für Ge werbetreibende zu be -
nen nen – das erspart die zeitliche Ein -
bindung von Verwaltungskräften
durch „irr lichtern de Anrufe“ und da -
mit Geld! Außerdem erspart es den
Gewerbe trei benden unnötiges Hän -
gen in Warteschleifen und nutzlose
Weiterleitungen. Und damit: Geld!
Eine Win-Win-Situation. Das hat nur
noch nicht jeder erkannt. 

Der Leser, der unsere Anregung aufge-
griffen hat, sollte also nachhaken. Und
als Beispiel für andere dienen. <

LESERREAKTIONEN
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Auch das Grußwort von OB Bernd
Tischler kam bei den geladenen Gäs ten
gut an: Er erinnerte daran, wie es Bot -
trop trotz aller aktuellen Proble me im -
mer wieder schafft, Trends zu set zen
und bürgernahe Stadt zu bleiben. Aus -
drücklich lobte er das bürger schaft -
liche Engagement vieler Bot troper.
Auf ein besonderes Jubiläum ging
MdB Michael Gerdes ein. Er erinnerte
daran, dass die SPD in diesem Jahr ihr
150-jähriges Bestehen feiert und dies
in einer Tradition von Freiheit, Ge -
rechtigkeit und Solidarität, für die
man cher Genosse selbst seine Frei -
heit und sein Leben riskiert habe,
etwa im Dritten Reich. Gerdes forder-
te hier ausdrücklich ein Verbot der
NPD, was von spontanem Beifall sei-
ner Zuhörerschaft unterstützt wurde.
Michael Gerdes, der in diesem Jahr
auch für den Bundestag kandidiert,
erinnerte zudem an die Bergbau tra di -

tion in Bottrop: Zwar ende in 2018 der
subventionierte Bergbau auch hier,
doch werde bereits geplant, die Berg -
werke als Energiespeicher zu nutzen.
Höhepunkt des Vormittags war si -
cher lich die Rede von MdB Franz Mün -
te fering, der auch begeistert empfan-
gen wurde. Geschickt verband er in
sei ner Rede die Problematiken demo-
grafischer Entwicklung mit den öko-
nomischen Konsequenzen, schlug
den Bogen von Zuwanderung und Ge -
burtenrückgang zur Rentensicherung
und wirtschaftlichen Entwicklung
einer sich verändernden Gesellschaft.
Überraschend für viele ließ es sich
Franz Müntefering nicht nehmen, fast
jedem der rund 150 Anwesenden die
Hand zu geben oder einige Worte mit
ihm zu wechseln – das kam bei den
Gästen, ebenso wie seine Rede, gut an.
Die Veranstaltung wurde moderiert
von der Vorsitzenden der AGS Bottrop,

Susanne Brefort, die auch gleich auf
den nächsten Veranstaltungstermin
hinwies: 
Am 07.03. ist MdL Thomas Eiskirch zu
Gast, er spricht zum The ma „Neu es
Mittelstandsgesetz und Un ter neh mens -
förderung in NRW“ (20 Uhr, Saal der
Gaststätte „The Cottage“, Her zogstr.
58, Bottrop). Gäste sind herz lich will-
kommen. Da ein kleiner Im biss ge -
reicht wird, bitten die Ver anstalter um
kurze Anmeldung unter der Adresse
kontakt@ags-bottrop.de.

Die AGS Bottrop veranstaltet etwa alle
zwei Monate Veranstaltungen mit un -
ternehmensrelevanten Infor ma tionen,
immer aktuell auf der Internetseite
www.ags-bottrop.de oder auf der
Facebook-Seite der AGS Bottrop. In die-
sem Jahr sollen auch einige Exkursio -
nen zu interessanten Unternehmen in
Bottrop und der Re gion stattfinden.  <

AGS VOR ORT
Neujahrsempfang der AGS Bottrop:

Die große Politik zu Gast: „Münte“ spricht
zur Demografie

Am 17.02. hatte die Arbeitsgemeinschaft der Selbständigen und Unterehmer (AGS) der SPD Bottrop
wieder zum Neujahrsempfang eingeladen. Hauptredner war diesmal MdB Franz Müntefering, des-
sen Rede zur demografischen Entwicklung mit großem Beifall aufgenommen wurde.

Franz Müntefering, Susanne Brefort (AGS), Rüdiger Otto (AGS)
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AGS VOR ORT

Ehrengast war diesmal An dré Stinka,
Generalsekretär der NRW SPD, der
eigens aus Düsseldorf an ge reist war.
Auf der Basis von – auch scho nungs -
losen – Analysen der letzten Wahlen in
Bund und Land stellte er in seiner Prä -
sentation die inhaltlichen und organi-
satorischen Eckpunkte des be vor ste -
hen den Bundeswahlkampfs vor.

Zur Sprache kamen auch das neue
Mittelstandsgesetz in NRW und das
neue „Klima“ in der Kommunikation
mit Kammern, Verbänden und insbe-
sondere dem Handwerk – vom dama-
ligen NRW-Wirtschaftsminister Harry
Voigts berger initiiert und von seinem
Nachfolger Garrelt Duin konsequent
fort gesetzt. Einigkeit zwischen André
Stinka und den Anwesenden bestand
erwar tungsgemäß auch darin, dass
die Interessen von Klein(st)unterneh-
men und Solo-Selbständigen stärker

als bisher, und vor allem noch deutli-
cher erkennbar berücksichtigt werden
müssen.
Im Anschluss stand André Stinka noch
lange für Fragen aus dem Publi kum
zur Verfü gung, trotz wichtigem Folge -
termin, den er ganz sicher nicht mehr
pünktlich erreicht haben dürfte. 

Fazit des vierten „Politischen Salons“:
Ein sehr informativer und motivieren -
der Wahl kampfauftakt durch den Ge -
ne ralsekretär, ein Streifzug durch so -
zial demo kratische Positionen, mit kla-
ren Abgrenzungen zur schwarz-gelben
„Politik“, inhaltlich zwar nicht durch -
gängig AGS-spezifisch – aber die AGS
hat sich ja auch noch nie als mono the -
matisch verstanden.

Gast des zweiten Teils der Ver an stal -
tung, der ordentlichen UB-Kon ferenz,
war André Brümmer, Vor sit zen der der

AGS in Nord rhein-West falen, der den
weiten Weg aus Stolberg (Krs. Aachen)
nicht gescheut hatte und ge wohnt
souverän durch die Tages ord nung bis
zur Wahl des neuen Vor stands führte
– mit den folgenden Ergebnissen:

Michael Henke (Dipl.-Ing.), wurde da bei
einstimmig (bei einer Ent hal tung) als
Vorsitzender der AGS Dortmund be -
stä tigt, ebenso Franz Rüther (Rechts an -
walt) und Jür gen Guter mann (Dipl.-De -
sig ner) als Stell vertreter.

André Stinka, Generalsekretär der NRWSPD, zu Gast in Dortmund:

„Politischer Salon“ und Unterbezirks -
konferenz der AGS Dortmund

Die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft Selbständige in der SPD (AGS) im Unterbezirk Dortmund
trafen sich am 18.02.2013 zum mittlerweile vierten „Politischen Salon“, einer Veranstaltungsreihe
mit namhaften Referent/Innen, exklusiven Themen und ungewöhnlichen Einblicken in die Politik.
Direkt im Anschluss fand am selben Ort die Unter bezirkskonferenz der AGS Dortmund statt.

Generalsekretär André Stinka bei seiner Präsentation

Michael Henke, wiedergewählter
Vorsitzender der AGS Dortmund
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AGS VOR ORT
Die Schrift füh rung über neh men Kor -
ne lia Michalski (Ernäh rungsberaterin)
und Dr. Andre as Bach (Dipl.-Ök., Bi lanz -
buch halter/IHK); beide gehörten auch
schon dem alten Vorstand an.

Beson ders erfreulich ist, dass dem
Vor stand gleich fünf neue Mit glie der
an ge hören, die den ebenfalls einstim-
mig wiedergewählten Beisit zern Dirk

Goos mann (Rechts an walt) und Tho -
mas Krau se (Dipl.-Ing.) zur Seite ste-
hen: Marcel Beckmann (Rechts an walt),
Felix A. Münter (Dipl.-Sozialarbeiter),
Daniel Naumann (Ge schäfts führer),
Guido Schlösser (Mu si ker) und Martin
Weber (Ver si che rungs mathematiker). 
Gewählt wurden zu dem die De le gier -
ten für die nächste AGS-Landes kon fe -
renz am 13. April in Düsseldorf.

Als erste Maßnahme wird der neue
AGS-Vorstand allen über 80 Dort mun -
der Ortsvereinen das Angebot un ter -
breiten, politische Positionen und Zie le
der SPD-Selb stän digen in ihren Sitzun -
gen vor Ort kurz vor zustellen.              <

Nach dem Vortrag von Thomas Stotko
MdL mit dem Thema „Zwei Monate
Mittelstandsförderungsgesetz NRW –
jetzt wird alles gut, oder?“, entwickel-
te sich eine lebhafte Diskussion über
die zukünftigen Chancen und Risiken
vornehmlich der klein- und mittel -
stän dischen Unternehmen in Nord -
rhein-Westfalen und hier besonders
im Ennepe-Ruhr-Kreis. Dabei wurde
ins besondere die anhaltende Kredit -

klemme thematisiert, die etliche Be -
triebe in ihrer Existenz be droht.

Neben den zahlreichen Aktivitäten,
die die AGS EN während der letzten
zwei Jahre gestemmt hat, bestand
Einigkeit unter den Mitgliedern dar-
über, dass in 2013 wieder eine Last-
Minute-Ausbildungsbörse für solche
Schulabgänger angeboten werden
soll, die im ersten Anlauf keinen Aus -

bildungsvertrag abschließen konn-
ten. Dieses erfolgreiche Projekt, das
über mehrere Jahre zusammen mit
den Jusos in Witten durchgeführt
wurde, erhielt als Anerkennung den 3.
Platz beim Wilhelm-Dröscher Preis
auf dem SPD-Bundesparteitag 2011.  <

– Michael Dauskardt

Mitgliederversammlung der AGS Ennepe-Ruhr:

Vorstand einstimmig bestätigt

Anlässlich der Mitgliederversammlung der AGS EN am 20.02.2013 wurde der bisherige Vorstand ein -
stimmig in seinem Amt bestätigt. Somit können Frank Jakob als Vorsitzender und seine Stellvertreter
Dr. Michael Dauskardt, Andreas Hake sowie Ralph Schürmann ihre erfolgreiche Arbeit fortsetzen.

Andreas Hake, Dr. Michael Dauskardt, Frank Jakob und Ralph Schürmann
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Neukölln ist nicht überall! Aber an vie-
len Orten. „Gewalt auf Straßen, hohe
Arbeitslosigkeit, Überfremdungs äng ste
bei der einheimischen Bevölkerung –
das ist die Realität in Berlins berühm-
ten Problembezirk [...] Buschkowsky
sagt, was sich in Deutschland dringend
än dern muss. Er redet Klartext!“, so der
Um schlagtext seines Buches.
Klartext hat Heinz Buschkowsky auch
in Düsseldorf geredet. Dorthin hatte
ihn die Handwerkskammer Düssel dorf
eingeladen.

„Integration im Realitäts-Check – Wie
können wir gesellschaftliche Teilhabe
und Bildungsaufstiege initiieren?“. So
lautete das Motto, unter dem die
HWK zu einer Sonderveranstaltung
am 19. Februar 2013 eingeladen hatte.
Warum fiel die Wahl für eine Ver an -
stal tung des Handwerks gerade auf
dieses Thema? 

„Bei uns zählt nicht, wo man her-
kommt. Sondern wo man hin will!“ Der
Slogan der erfolgreichen Imagekam -

pag ne des Deutschen Handwerks zeigt,
wie selbstverständlich das Handwerk
Ausländer und Men schen mit Migra -
tions hinter grund aufnimmt und in die
Betriebe integriert.“, so die Begrün -
dung in der Einladung. Und weiter
heißt es dort: „Integration ist jedoch
kein ‚Selbstläufer‘, sondern eine Auf ga -
be der gesamten Gesellschaft. [...] Was
können wir tun, um die Spal tung unse-
rer Gesellschaft zu verhindern?“

Siegfried Schrempf, Vizepräsident der
HWK Düsseldorf, begründete in sei-
ner Einleitung die Notwendigkeit des
Gelingens von Integration in zwei
Punken:
1.) ökonomisch: Um dem wachsenden
Arbeitskräftemangel zu begegnen,
dürfe niemand mehr verloren gehen.
2.) gesellschaftlich: Es gebe verschie-
dene Millieus, die nichts mehr mitein-
ander zu tun haben wollen.

Heinz Buschkowsky wies folgend auf
zwei „Lebenslügen deutscher Integra -
tions politik“ hin:

1.) „Die gehen alle wieder heim!“
2.) „Wo eine multikulturelle Ge sell -
schaft entsteht, beinhaltet sie alles
Gute aus den verschiedenen Kultu -
ren!“

Buschkowsky kritisierte zu These 1.),
dass für Teile der Politik Deutschland
immer noch kein Einwanderungsland
sei. Wegen dieser Ignoranz werde
immer noch falsche Integrations po li -
tik betrieben. Auch These 2.) gelte nur
eingeschränkt. Probleme gebe es ins-
besondere mit sozial schwachen Ein -
wanderern. 

REGELN
In anderen Kulturkreisen gebe es an -
dere Regeln. Einigen Einwanderern
falle es schwer, die bei uns bestehen-
den Regeln zu befolgen. Das sei aber
notwendig. Im Fußball könne man
auch nicht nach Handballregeln spie-
len. Buschkowsky vertrat die These,
dass Ein wanderung dem Land nutzen
müs se. Dazu seien Regeln und Steue -
rungs mechanismen einzuführen. Be -

HANDWERK
Gast der Handwerkskammer Düsseldorf:

Heinz Buschkowsky: „Neukölln ist überall“

„Neukölln ist überall!“ – so lautet der Titel seines Buches. Wie in Neukölln, so gibt es auch in Duis burg,
Dortmund und vielen anderen Städten ähnliche Probleme. 
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HANDWERK / UMWELT
reits die Süssmuth-Komission habe un -
ge re gel ten Zuzug angeprangert.

BILDUNG
Bildung sei das zentrale Thema von
Integrationspolitik. „Eltern sind oft un -
fähig zur Begleitung der Bildung ihrer
Kinder“, so Buskowsky. Hier seien
staat liche Eingriffe erforderlich. För de -
rung bedeute nicht, die (Leis tungs-)
Lat te immer tiefer zu hängen.
20% aller Jugendlichen verlasse aus bil -
dungs unfähig unsere Schulen. Der Er -
halt unseres Lebens in Wohlstand be -
dinge aber eine Integration insbeson-
dere der Kinder. Die Eltern seien oft
eine Gefahr für die Entwicklung ihrer
Kin der. Hier sei die Ausbildung von
„Stadtteil-Müttern“ zur Beglei tung un -
fähiger El tern ein erfolgreich erprobter
und kos tengünstiger Lö sungs weg.
Not falls müsse man, z.B. bei Schul ver -
wei ge rern, auch zu Sank tionsmitteln
ge gen die Eltern greifen.

ZUWANDERUNG
Die (gewollte) Zuwanderung „kluger
Köpfe“ unterbleibe, da Deutschland
nicht attraktiv genug sei. Zu gewoll-
ter Einwanderung gehöre auch eine
„Willkommenskultur!“

PROBLEMLÖSUNGEN

1. Klare Leitlinien schaffen: „Was geht,
und was geht nicht!“

2. Bildungs-Teilnahme durchsetzen,
notfalls durch Sanktionen.

3. Verpflichtender Vorschul- und
Schul unterricht im Ganztag.

4. Willkommenskultur schaffen: „Die
Gesellschaft hat einen Platz für
Dich, aber: Erfolg hast Du nur
durch Anstrengung und Disziplin!“

5. Familienförderung verbessern, In -
effizienz beseitigen.

6. Wirtschaftsförderung für Pro blem -
bereiche (entsprechend der frühe-
ren „Zonenrand-Förderung“)

Die anschließende, lebhafte Aus spra -
che moderierte Dr. Axel Fuhrmann.
Der Hauptgeschäftsführer der HWK
Düsseldorf dankte dem Gast für seine
klaren Worte.

Lang anhaltender Applaus des Pub li -
kums (randvoller Saal!) für die Aus -
füh rungen von Heinz Buschkowsky
zeig ten, dass er mit „klaren Worten“
und Handlungsvorschlägen eine brei-
te Zustimmung des Publikums erhal-
ten hatte. Nicht träumen, nicht reden,
handeln! So macht es Buschkowsky in
Neukölln vor. Und so wünschen wir es
uns auch für unsere Städte.                <

Und zwar Langenfeld, Mönchenglad -
bach und Remscheid. Zusätzlich wur-
den in anderen Städten die Bestim -
mun gen dazu verschärft, wer die be -
ste hen de Umweltzone befahren darf. 

Für Gewerbetreibende bedeutet das
eine weitere Belastung. Um so wichti-
ger ist es, sich über Ausnahme re ge -

lun gen und Fördermöglichkeiten für
die Umrüstung seiner Fahrzeuge zu
informieren. Das Ministerium für Kli -
ma schutz, Umwelt, Landwirtschaft,
Natur- und Verbraucherschutz des
Landes NRW informiert dazu auf sei-
ner Homepage. 
Aber auch die örtlichen Handwerks-
und Industrie- und Handelskammern

wissen Rat. Für Wartungs- und Re pa -
ra turarbeiten in einer Umweltzone
sind z.B. Ausnahmegenehmigungen
zu erhalten. Aber auch das bedeutet
Bürokratie und Aufwand. Es fragt sich,
wem es nützt: Der Regelungswut des
Minis ters oder tatsächlich der Um -
welt?!                                                       <

Regelungswut (I):

Umweltzonen in NRW: Ein Thema ohne Ende
NRW-Umweltminister Remmel kann seine Regelungswut nicht bremsen. Obwohl die Klima-Wirk sam -
keit höchst umstritten ist, gibt es seit 01.01.2013 drei Städte mit Umweltzonen mehr.

http://www.umwelt.nrw.de/umwelt/umweltzonen/


AGS:Nachrichten (März 2013)

8

Unter der Moderation der Journalis tin
und Autorin Petra Pinzler fand zu -
nächst – nach kurzen Impulsbeiträ gen
der TeilnehmerInnen – eine Po diums -
diskussion zu dem ambitionierten
The menfeld „Kurswechsel? Trans for -
ma tion? Neuer Fortschritt? Aber wo -
hin? – Konzepte für soziales und öko-
logisches Wirtschaften“ statt.

Rainer Baake (Direktor Agora Energie -
wende), Reiner Hoffmann (Vor sit zen -
der des Landesbezirks Nordrhein der
IGBCE), Prof. Dr. Gustav Horn (Wis sen -
schaftlicher Direktor des Instituts für
Makroökonomie und Konjunktur for -
schung – IMK – der Hans-Böckler-Stif -
tung) sowie Dr. Inge Paulini (General -
sekretärin des wissenschaftlichen Bei -
rats der Bundesregierung Globale
Um weltveränderungen – WBGU), wa -
ren sich zwar einig, dass wir ein neues
wirtschaftliches Gleichgewicht brau-
chen, das die Auswirkungen des Kli -
ma wandels berücksichtigt und nach-
haltige Strategien gegen die fort-
schreitende Umweltzerstörung ent-
wickelt. Allerdings gab es durchaus
unterschiedliche Einschätzungen zwi-
schen den Diskussionsteilnehmern
darüber, wie es auch zukünftig gelin-
gen kann, bei einer wachsenden
Bevölkerung weiteren Wohlstand zu
sichern.

Hier machte vor allem Reiner Hoff -
mann deutlich, dass auf dem Weg zu

einer neuen Wirtschaftspolitik den
Unternehmen in Deutschland eine
realistische Chance zu Prosperität
und Wachstum eingeräumt werden
müsse – das vor dem Hintergrund,
dass der relativ hohe Grad der In dus -
trialisierung in Deutschland sich als
Motor der wirtschaftlichen Stabilität
erwiesen hat.

In einer zweiten Diskussionsrunde
zum Thema „Neues Denken, neue Alli -
anzen, neue Balance? – Gesell schaft -
liche Mehrheiten für ein soziales und
ökologisches Wirtschaften“ mit Sig -
mar Gabriel, Jürgen Trittin, Reiner
Hoffmann in Vertretung des erkrank-
ten Detlef Wentzel (Zweiter Vor sit zen -
der der IG Metall) und Prof. Dr. Hart -
mut Vogtmann (Präsident des Deut -
schen Naturschutzringes), entzünde-
te sich die Diskussion zunächst an
dem Statement von Prof. Vogtmann,
dass die Politiker ihre Versprechen in
Sachen Naturschutz seit Jahrzehnten
nicht eingehalten hätten und Forde -
run gen z. B. zu einer nachhaltigen
öko logischen Landwirtschaft auf der
Stelle träten. 
Diesen Frontalangriff relativierten die
Politiker Gabriel und Trittin mit Hin -
weis auf die zahlreichen Erfolge der
rot-grünen Regierung bei Umwelt,
Na turschutz und Klimawandel. 
Einig waren sich die Teilnehmer dage-
gen in der Einschätzung, dass die Kri -
terien wie Wachstum, Beschäftigung,

Preisstabilität und Außen handels -
bilanz, den Herausforderungen des 21.
Jahrhunderts nach einer Definition
von Wohlstand in Deutschland (sog.
Magisches Viereck) aus den 1960er
Jahren nicht mehr gerecht werden. 

Sie schlossen sich der Forderung ei nes
von der Konferenz „Denkwerk De mo -
kratie“ vorgelegten Diskussions pa -
piers nach einem neuen „Magi schen
Viereck“ an, das
• die Nachhaltigkeit der Staats tä tig -

keit und der Staatsfinanzen,
• materiellen Wohlstand und ökono-

mische Nachhaltigkeit,
• soziale Nachhaltigkeit und
• ökologische Nachhaltigkeit
als Kriterien für eine zukunftsfähige
„Wohl standsmessung“ beschreiben. 

So sollte das überholte Stabilitäts- und
Wachstumsgesetz aus dem Jahr 1967
durch ein „Wohlstands- und Nach hal -
tigkeitsgesetz“ ersetzt werden. <

– Michael Dauskardt

WIRTSCHAFT
Dr. Michael Dauskardt über eine Konferenz des „Denkwerks Demokratie“:

„Wohlstand von morgen. Wege zu einem
nachhaltigen Wirtschaftsmodell.“
Am 14. Februar 2013 fand die Konferenz „Wohlstand von morgen. Wege zu einem nachhaltigen Wirt -
schafts modell“ des Projektes „Denkwerk Demokratie“ in Kooperation mit der Vertretung des Landes
Rheinland-Pfalz beim Bund und der EU in Berlin statt.
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FACHKRÄFTEMANGEL

In 13 Punkten fasst er zusammen, wie
wir das immer stärker spürbare Pro -
blem „Fachkräftemangel“ lösen könn-
ten.

Vorwort
Die Forderungen sind entstanden als Er -
gebnis unserer niedersächsischen Jah -
res klausur 2012, bei der wir einen Tag
lang mit dem BDA, DGB und der Hand -
werkskammer diskutiert haben. Einge -
ar beitet habe ich auch die verschiede-
nen Ministeriumsmeinungen und die
Aus sagen der SPD-Bundes tags fraktion.

Forderungen zur Abwehr des drohen-
den Fachkräftemangels

Potenziale ausbilden und qualifizieren
01. Wir fordern eine optimale früh -

kind liche Erziehung. In aus rei -
chen dem Umfang muss Ganz -
tags be treu ung möglich sein.

02. Wir fordern, das System der Ganz -
tagsschulen zügig auszubauen.

03. Wir fordern die Einführung eines
Faches „Technik“ an den Schulen,
damit die Schüler auf die An for -
de run gen der Praxis und auf Ar -
beits fähigkeit, insbesondere in
den MINT-Fächern, vorbereitet
werden.

04. Wir fordern, die individuelle För -
de rung während der schulischen
Ausbildung zu verstärken.

05. Wir fordern ausreichend Master -
studienplätze, damit niemand
aus Platzgründen sein Studium
nach dem Bachelor-Abschluss be -
enden muss. Zudem fordern wir
die offene Hochschule, d.h. die
An erkennung der beruflichen
Qua lifikation für die Zulassung
zum Studium. 

06. Wir fordern eine Qualifizierungs -
offensive zur Aus- und Weiter bil -
dung, andernfalls entwickelt sich
der gespaltene Arbeitsmarkt wei -
ter.

Potenziale effektiver nutzen 
07. Wir fordern einen gesetzlichen

Min destlohn und setzen uns für
„gleichen Lohn für gleiche Arbeit“
ein.

08. Wir fordern, jede Form von Lohn -
dumping zu stoppen.

09. Wir fordern, Frauen wirkungsvolle
Anreize zu bieten, ins Berufs leben
zurückzukehren, statt sie durch
Be treuungsgeld und/oder durch
Fehlanreize im Steuerrecht und
bei der Sozialversicherung von
der Berufstätigkeit abzuhalten.

10. Wir fordern, ältere Arbeitskräfte
und deren Fachwissen durch ein
Bündel von Maßnahmen in den
Betrieben zu halten.

11. Wir fordern, die Risiken von be ruf -
li chen Übergängen und Er werbs -
un terbrechungen besser abzusi-
chern.

Zusätzliche Potenziale schaffen
12. Wir fordern, die Zuwanderung

qua li fizierter Fachkräfte zu er leich -
tern.

13. Wir fordern bessere Chancen für
Unternehmensgründer.

Die Forderungen von Prof. Hamann
decken die gesamte Palette unserer
For derungen ab. Der Text ist auch in ei -
ner langen Version mit ausführlicher
Einführung ins Thema und je weils kur-
zen Erläuterungen zu den einzelnen
For derungen verfügbar. Down load
unter:
AGS NDS: Fachkräftemangel (PDF, 91 kB)

Wir sollten die Anregung des nieder-
sächsischen Kollegen aufgreifen, und
Vorschläge sowie Anmerkungen zu
den Texten machen!                             <

Über den Tellerrand geguckt:

AGS Niedersachsen: „13-Punkte-Programm
zum Fachkräftemangel“
AGS-Arbeit wird länderübergreifend geleistet. Es lohnt sich immer wieder, über den Tellerrand zu
gucken. Aus Niedersachsen erreicht uns ein Beitrag von Professor Michael Hamann, dem Landes vor -
sitzenden der dortigen AGS. Für den Bundesvorstand der AGS hat er ein Diskussionspapier mit For -
de rungen zur Abwehr des drohenden Fachkräftemangels veröffentlicht.

http://www.ags-in-nrw.de/downloads/AGSNDS_Fachkraeftemangel.pdf
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Selbständig.
Verantwortlich.
Solidarisch.

Die AGS in NRW.

<
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Donnerstag, 07.03.2013, 20:00 Uhr
AGS Bottrop: Unternehmerstammtisch
> Zu Gast ist Thomas Eiskirch MdL mit

dem Thema „Neues Mittel stands ge -
setz & Unternehmensförderung“
(siehe auch Seite 3)

„The Cottage“, Herzogstr. 58, Bottrop

April 2013

Samstag, 13.04.2013, 10:00 Uhr
Landeskonferenz der AGSNRW
> Die Einberufung ist fristgerecht

Mitte Januar 2013 durch das Lan des -
büro erfolgt. Dieser Termin dient
da her nur der Erinnerung ...

CVJM, Graf-Adolf-Str. 102, 40210 Düs -
sel dorf

Samstag, 20.04.2013, 11:00-15:00 Uhr
Gründungskonferenz der Arbeits ge -
meinschaft Migration und Vielfalt
> Die NRWSPD lädt herzlich zur Grün -

dungsversammlung der Arbeits ge -
meinschaft Mitgration und Vielfalt
im SPD-Landesverband Nordrhein-
West falen ein. Diese Einladung darf
gerne an andere Interessierte wei-
tergegeben werden.

Düsseldorf (weitere Infos waren bei Re -
daktionsschluss noch nicht verfügbar)

Termine

Was ist wann
los in NRW?

Die nächste Ausgabe der AGS:Nachrichten erscheint Anfang April 2013, Re dak -
tions schluss ist der 27.03.2013. Artikel, Terminhinweise, Fotos/Gra fi ken und Leser -
 zu schrif ten bitte an die Adresse redaktion@ags-in-nrw.de senden.

AGS

NORDRHEIN-
WESTFALEN

Unternehmen wissen Europa zu schät -
zen. Der gemeinsame Wirtschafts raum
eröffnet den Unternehmen große Vor -
teile. Aber bei aller Europa-Begeis te -
rung – Kritik ist leider auch immer wie-
der angebracht: An der Regelungswut
der Europäischen Bürokratie und deren
Auswirkung auf unsere Unternehmen.
Wenn wir uns wenigstens auf die Ver -
tretung unserer Interessen durch die
Bun desregierung verlassen könnten.
Aber: Die ist wohl wieder mit an de ren
Dingen beschäftigt.
Worum geht es diesmal: Die EU-Kom -
mission bemüht sich in einer Initia ti -
ve um die Stärkung der Zahlungs mo -
ral. So weit, so gut. Aber anstatt die
be währten Regelungen in Deutsch -
land zum Maßstab zu nehmen, will
die EU weit hinter diesem Standard
zurück bleiben. Das kritisiert auch

Hol ger Schwan ne cke, General se kre -
tär des Zen tral ver ban des des Deut -
schen Handwerks (ZDH): „In Deutsch -
land existiert das Leitbild der unver-
züglichen Abnahme und sofortigen
Zah lung. Die Auf nah me einer 30-Ta -
ge-Abnahme bzw. 60-Tage Zahlungs -
frist in den Wortlaut des Gesetzes ist
dagegen eine offene Einladung an po -
tentielle Markt teil neh mer, sich über
entsprechende Ver tragsklauseln gün-
stige Zahlungs- und Abnahmefristen
zu sichern. Die kleinen und mittleren
Betriebe [...] sind dann die Verlierer.“
Was können wir tun? Wenn die Bun -
des regierung unsere Interessen in Eu -
ropa nicht ausreichend schützt, sollten
wir unsere Europa-Abgeordneten auf
dieses Thema aufmerksam machen.   <
Weitere Infos:
Website des ZDH

Alle aktuellen Ver an stal tungs hin wei se
auf unserer Webseite:
www.ags-in-nrw.de/termine.htm

Regelungswut (II):

Zahlungsverzug in Europa:
Neue Belastungen für Selb -
ständige

Solo-Selbständigkeit:

Links und Infos
SPIEGEL Online vom 13.02.2013:
„Selbständigkeit: Zahl der Solo-Unternehmer ist stark gestiegen“
Deutsches Institut für Wirtschaft (DIW):
„Situation und Entwicklung von Soloselbständigen in Deutsch land und Europa“
Pressemitteilung zur Untersuchung

http://www.diw.de/de/diw_01.c.415716.de/solo_selbstaendigkeit_freiheit_oder_not.html
http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/immer-mehr-deutsche-werden-alleinunternehmer-a-883041.html
http://www.zdh.de/recht-und-organisation/stellungnahmen.html

